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Arbeitstagung der Fachberater vom 09. – 13. Oktober 2017
in Bad Salzschlirf


1. Eröffnung und Begrüßung

Der 1. Vorsitzende Klaus Holub eröffnet die Arbeitstagung und begrüßt die anwesenden Fachberaterinnen und Fachberater.Weiterhin kann er Walter Königbauer als Vertreter des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für Bau und Verkehr,begrüßen.Die Regierung von Mittelfranken wird vonDoris Tröster und Verena Schmidt vertreten. Die Anreise erfolgt im Laufe des Montags, beide werden voraussichtlich am Donnerstag abreisen.

Katrin Albrecht befindet sichnoch in Elternzeit und kann daher nicht nach Bad Salzschlirf kommen. Wiedermit dabei ist Matthias Rohrmann, dem es nach fast zweijähriger Abwesenheit ermöglicht wurde, an den Tagungen des Fachverbands teilzunehmen, da ihm mittlerweile in Ansbach die Standesamtsaufsicht übertragen wurde.

Ganz besonders begrüßt der 1. Vorsitzende die Herren Wolfgang Steger, Standesamt Bad Tölz, Torsten Hensel, Standesamtsaufsicht München und Daniel Homeier, Standesamt Regensburg. Weiterhin begrüßt er Frau Karina Matz, Standesamt Straubing, die aus dienstlichen Gründen nur von Dienstag bis Donnerstag in Bad Salzschlirf teilnehmen kann. Alle sind der Einladung des Fachverbands gefolgt und werden an der Tagung als Interessenten für die Tätigkeit als Fachberater teilnehmen.

Klaus Holub gibt weiterhin bekannt, dass etliche Ehrenmitglieder im Laufe der Woche zur Fachberaterrunde stoßen werden.

Walter Großmann reist am Montag an und bleibt bis Dienstag. Rupert Brandhuber, Alfred Hornauer und Gerd Rudolph werden von Dienstag bis Freitag an der Arbeitstagung teilnehmen. Alfred Fröhlich und Rudolph Portner stoßen am Mittwoch zur Fachberaterrunde und bleiben bis Freitag. Georg Schmeißer reist am Dienstag an und kann bis Donnerstag teilnehmen.Die Ehrenmitglieder Inge Westermann, Wilfried Hänfler, Gerhard Reichert und Senior Richard Unterreiter nehmen an der Veranstaltung nicht teil.

Zu Beginn der Tagung begrüßt Studienleiter Volker Hilpert die Fachberaterinnen und Fachberater auch im Namen seiner Kollegin Beate Tripp und des Geschäftsführers Gerhard Bangert, die sich momentan in Warnemünde zur Vorbereitung des Deutschen Standesbeamtentags befinden. Er wünscht der Veranstaltung einen guten Verlauf und den bayerischen Fachberaterinnen und Fachberatern interessante Diskussionen und Gespräche.

Der neue Geschäftsführer des Bundesverbandes der deutschen Standesbeamtinnen und Standesbeamten, Gerhard Bangert, heißt am Mittwoch die bayerischen Fachberaterinnen und Fachberater herzlich willkommen. Erberichtet über die Änderungen der Aufgabengebiete im Bereich Geschäftsführung und Studienleitung aufgrund des Ruhestands des vormaligen Geschäftsführers Dieter Hahnel seit dem 1. Januar 2017 sowieüber verschiedene abgeschlossene Bau- und Organisationsvorhaben. So wurden im dritten Stock des Hotels zwei barrierefreie Zimmer und ein Lift zum Hörsaal 4 geschaffen und das W-Lan-Netz ausgebaut. Zudem weist er auf den neuen Internetauftritt der Akademie seit 01. September 2017 hin, mit dem gleichzeitig ein neues elektronisches Anmeldeverfahren zur Buchung der einzelnen Seminare geschaffen worden ist. Er informiert über den laufenden Akademiebetrieb und die nach wie vor steigendenAnmeldezahlen. Er geht davon aus, dass die die Akademie im Jahr 2017 voraussichtlich die „Schallgrenze“ von insgesamt 4000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer übersteigen wird.

Studienleiterin Beate Tripp schließt sich den Grüßen ihres Vorredners an und berichtet über die umfangreichen Anpassungsarbeiten an den Skripten und Präsentationen während der zweiwöchigen Sommerpause.Auf Grund der kurzfristig verabschiedeten Gesetze war eine rasche Überarbeitung der Unterlagen zwingend erforderlich. Sie verweist auf die neuen Seminarführer für das Jahr 2018, die den Fachberaterinnen und Fachberatern noch in dieser Woche zum Verteilen bei den Dienstbesprechungen zur Verfügung gestellt werden. In diesem Zusammenhang hebt sie zwei neue Seminare besonders hervor. So wurde ergänzend zum Kommunikationsseminar ein Seminar für Sprech- und Stimmtrainingeingeführt, in dem wertvolle Anregungen angeboten werden, wie man z.B. als Standesbeamtin/Standesbeamter bei mehreren hintereinander vorgenommen Trauungen seine Stimme behält. Das zweite neue Angebot betrifft dieSchulung der Beurkundungstätigkeit der Urkundsbeamten in den Jugendämtern. Beate Tripp bittet, bei den Schulungen und den Jugendämtern darüber entsprechend zu werben.

Der rechtliche Bereich ist ohne EDV-Kenntnisse mittlerweile kaum noch zu vermitteln. Da die Zahl der EDV-gestützten AutiSta-Seminare weiterhin laufend steigt, kündigt sie den Ausbau der drei technisch aufgerüsteten Hörsäle an. Wo sich bisher zwei Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer während eines Seminars einen PC-Arbeitsplatz teilen, wird nach der Winterpause jeder Teilnehmende an einem eigenen PC-Arbeitsplatz arbeiten können. Die Akademie hat dabei zwei virtuelle Standesämter im Einsatz, weshalb auch ein gegenseitiger Mitteilungsverkehr zwischen den Standesämtern nach der Beurkundung eines Testpersonenstandsfallesmöglich ist.

Abschließend lädt Beate Tripp die bayerischen Fachberaterinnen und Fachberater ein, die neuen Räume der Studienleitung im Parkhotel zu besichtigen.

Gerhard Bangert lobt schließlich noch die Qualität der bayerischen nebenamtlichen Dozenten und nutzt die Gelegenheit für Dozentenwerbung. Er bedankt sich für den engagierten Einsatz der bayerischen Fachberaterinnen und Fachberater im Fachausschuss sowie als Dozenten an der Akademie und betont ausdrücklich, dass neue Dozentinnen und Dozenten an der Akademie immer herzlich willkommen sind.


2. Tagungsabrechnung für die Fachberater; Statistik

Die Abrechnung erfolgt künftig für alle Fachberaterinnen und Fachberater elektronisch über das vom Schriftführer entwickelte neue Excel-Formblatt. Dieses wird auf der Homepage in den internen Bereich eingestellt. Außerdem erhalten sämtliche Fachberaterinnen und Fachberater die Datei auf einem neuen USB-Stick, der ihnen am Ende der Veranstaltung ausgehändigt wird.

Das neue Formular kann direkt über den PC ausgefüllt und ausgedruckt werden. Nach der Unterschriftsleistung ist der ausgefüllte Vordruck mit eventuell dazugehörigen Rechnungsbelegen einzuscannen und Gerold Haas per Email zu übermitteln.

Der Kassenverwalter weist ausdrücklich darauf hin, dass ihm die Übermittlung der unterschriebenen Abrechnung sowie der dazugehörigen Rechnungsbelege per Scan ausreicht. Die Originalabrechnung und -belege benötigt er nicht. Diese haben die Fachberaterinnen und Fachberater aus steuerlichen Gründen selbst aufzubewahren.

Gerold Haas bittet, die Abrechnungsbögen für die Arbeitstagung zügig auszufüllen. Die Abrechnung erfolgt dann per Banküberweisung.Die Abrechnung der Dienstbesprechungen gegenüber dem Kassenverwalter einschließlich Lieferung der Statistik-Aufstellungen sind auf den 19.12.2017 terminiert (siehe Termine, Nr.8.Verbandsangelegenheiten).
Bei der Arbeitstagungwerden für die Fachberaterinnen und Fachberater die Kosten von Unterkunft und Verpflegung übernommen sowie die Fahrtkosten erstattet. Zudem wird gemäß Vorstandsbeschluss vom 08. Oktober 2017 sowie Beschluss des erweiterten Vorstands vom 09. Oktober 2017 eine Arbeitsvergütung von 30,-- Euro pro Tag Anwesenheit gewährt.Die Fachberateranwärter erhalten 15,-- Euro pro Anwesenheitstag.

Tagegeld wird nur für den An- und Abreisetag gewährt. Die Kilometerpauschale beträgt 0,30 Euro, bei Mitnahme einer Kollegin bzw. eines Kollegen zusätzlich 0,02 Euro/km. Die Kosten für Unterkunft und Verpflegung übernimmt der Fachverband.

Die Ehrenmitglieder erhalten Reisekosten sowie eine Unkostenpauschale in Höhe von einmalig 30,-- Euro. Die Kosten für Unterkunft und Verpflegung übernimmt ebenfalls der Fachverband.

Ab dem Jahr 2018 wird die Dienstbesprechungspauschalegemäß Vorstandsbeschluss vom 08. Oktober 2017 sowie Beschluss des erweiterten Vorstands vom 09. Oktober 2017 auf 160,00 Euro pro Veranstaltung erhöht.


3. Tagungsablauf, allgemeine Informationen

Der 1. Vorsitzende gibt einen Überblick über den Tagungsablauf. Von der ursprünglichen Tagesordnung wird aufgrund der aktuellen Themen – siehe unter Nr. 4 – zunächst abgewichen; es werden vorrangig die rechtlichen Neuerungen besprochen

Klaus Holub kündigt die Sitzung des erweiterten Vorstands für Montagabend an (Beginn: 19.30 Uhr im Hörsaal).


4. Herbstdienstbesprechung 2017

 es referiert Dagmar Heckel

Zur Einführung und Einstimmung gibt Walter Königbauer einen kurzen Überblick über das (übereilte und teilweise unkoordinierte) Zustandekommen der einzelnen Gesetzesvorhaben.

Sodann informiert und erläutert Dagmar Heckel über die Änderungen der Themen für die Herbstdienstbesprechung.

Aufgrund der kürzlich in Kraft getretenen Gesetzesneuregelungen ist im Hinblick auf die Aktualität der jeweiligen Themen ein neues Schulungskonzept erforderlich. Die von Wolfgang Streidl und Markus Hobmaier erstellten Aufgabenteile werden auf das Frühjahr 2018, der Teil von Gerhard Benedikt im Hinblick auf die noch ausstehende Entscheidung des BGH auf Herbst 2018 verschoben. Die Aufgabe von Gerhard Benedikt wird deshalberst im Herbst 2018 in Bad Salzschlirf abschließend behandelt.

Dagmar Heckel hat für die anstehenden neuen Themen bereits ein Grobkonzept und entsprechende PowerPoint-Präsentationen erstellt. Diese werden als Grundlage für die Aufgabenbesprechung dienen. Als Themenkreise sind vorgesehen:

· Ehe für alle
· Missbräuchliche Vaterschaftsanerkennungen
· Kinderehen
· 2. PStRÄndG
· Sonstiges (Rechtsprechung u. ä.)

Die ausführlich erarbeiteten Präsentationen werden nach Überarbeitungden Fachberaterinnen und Fachberatern im internen Teil der Homepage des Fachverbands zur Verfügung gestellt. Ein daraus erarbeitetes Skript wird am 29.10.2017 an die Regierung von Mittelfranken gesandt, mit der Bitte, dieses an die Standesamtsaufsichten weiterzuleiten. Diese sollen dann das Skript den Standesämtern vor den jeweiligen Dienstbesprechungen zukommen lassen. Die Fachberaterinnen und Fachberater erhalten zur einstweiligen Vorbereitung die Entwürfe der Präsentationen. Die endgültigen Präsentationen verbleiben ausschließlich bei den Fachberaterinnen und Fachberater. Nach außen werden nur PDF-Dateien vergeben.

Die Präsentation des allgemeinen Teils darf wieder als PDF-Datei bei den Dienstbesprechungen ausgegeben werden. Die Präsentation des allgemeinen Teils wird wieder von Sonja Bodensteiner und Wolfgang Lebe erstellt. Dagmar Heckel wird gegen Ende des Dienstbesprechungszeitraums eine Endfassung als Skript im pdf-Format fertigen und dieses über den internen Teil der Homepage den Fachberaterinnen und Fachberatern zur Verfügung stellen.

Die PowerPoint-Präsentationenwerdeneingehend besprochen und entsprechend abgeändert. Im Wesentlichen ergeben sich neben redaktionellen Änderungen noch folgende Anmerkungen:


Ehe für alle

Aufgrund des Wortlauts des § 1353 Abs. 1 Satz 1 BGB n.F. stellt sich die Frage, ob auch eine Person ohne die Geschlechtsangabe "männlich" oder "weiblich" eine Ehe schließen kann. Dieses Thema soll nicht bei den Dienstbesprechungen angesprochen werden, da es sich um einen absoluten Ausnahmefall handelt. 
§ 20a PStG

§ 1353 Abs. 1 BGB legt eine Ehe sowieso auf Lebenszeit fest. Der im § 20 a PStG enthaltene Zusatz ist deshalb überflüssig. In der Niederschrift über die gleichgeschlechtliche Eheschließung ist dieser Zusatz nicht enthalten. Die gleichgeschlechtlichen Paare werden genauso befragt wie die anderen!

§ 17a PStG

Hinsichtlich der Vorlage der entsprechenden urkundlichen Nachweise hat sich nichts geändert; eine Geburtsurkunde/Geburtenregister-Abschrift ist nur zu fordern, wenn die in der Urkunde zum Nachweis der bestehenden Lebenspartnerschaft enthaltenen Daten unvollständig oder unrichtig sind. Dies ist insbesondere dann oft der Fall, wenn der Lebenspartnerschaftseintrag nicht von einem Standesamt erstellt wurde.

Art. 17b Abs. 4 EGBGB

Maßgeblich ist bei gleichgeschlechtlichen Ehen das Recht des registerführenden Staates und nicht das Heimatrecht der Eheschließenden. Die bisherige Kappungsgrenze ist entfallen.

Dazu nicht passend der Wortlaut des § 1309 Abs. 3 BGB

Es handelt sich hier um ein „gesetzgeberisches Missverständnis“. Nach dem Wortlaut des Abs. 3 müsste ein Spanier, der eine gleichgeschlechtliche Ehe eingehen möchte, ein Ehefähigkeitszeugnis aus Spanien beschaffen, da ein solches dort ausgestellt wird. Die Regelung des § 1309 Abs. 3 BGB steht im Widerspruch zu § 1309 Abs. 1 BGB i. V. m. Art. 17b Abs. 4 und Abs. 1 EGBGB. § 1309 Abs. 3 hat hier deshalb keinen Anwendungsbereich.

Dadurch ergibt sich im Bereich des IPR eine gravierende Ungleichbehandlung zwischen verschieden- und gleichgeschlechtlichen Ehegatten. Erstere unterliegen hinsichtlich der Ehevoraussetzungen ihrem Heimatrecht, die gleichgeschlechtlichen Ehegatten unterliegen dem Recht des registerführenden Staates (bei Eheschließung in Deutschland also deutschem Recht).

Theoretisch bestünde deshalb auch die Möglichkeit, dass ein Paar zweimal heiraten möchte, weil die Wirkungen nach dem Recht des anderen Staates (z.B. deutsches Recht) und nicht nach dem Recht des registerführenden Staates (z.B. spanisches Recht) angewendet werden sollen.

Bayern lässt u.a. aufgrund dieser Ungleichbehandlung derzeit zwei Gutachten zur verfassungsrechtlichen Überprüfung des Gesetzes zur „Ehe für alle“ erstellen.

Bei vor dem 01.10.2017 im Ausland geschlossenen gleichgeschlechtlichen Ehen, die bisher im Inland als Lebenspartnerschaften geführt wurden, erfolgt nach Auffassung des Bundesinnenministeriums ab 01.10.2017 eine rückwirkende „Umetikettierung“ durch Wegfall der Kappungsgrenze des bisherigen Art. 17b Abs. 4 EGBGB. Es könnte hier zum einen eine Nachbeurkundung der Eheschließung im Eheregister (mit den Wirkungen spanischen Rechts) erfolgen oder eine Eheschließung im Inland durchgeführt werden mit den (künftigen) Wirkungen des deutschen Rechts. Der rückwirkende Wegfall der Kappungsgrenze ist jedoch rechtlich nicht unumstritten und bedarf daher der gerichtlichen Klärung.

Vollzugshinweise in Bayern

Hierzu wird auf das E-Mail der Regierung von Mittelfranken vom 05.10.2017 verwiesen. Es wird keine Vollzugshinweise materieller Art durch das StMI geben! Es erfolgt lediglich ein Hinweis auf die drei Rundschreiben des Bundesinnenministeriums (www.personenstandsrecht.de).

BMI vom 28.07.2017, 23.08.2017 und 25.09.2017

Grundsätzlich haben die Rundschreiben des BMI keine unmittelbare Bindung für die Länder und die Standesämter, da der Vollzug des Personenstandsrechts Ländersache ist. Darauf ist auch bei den Dienstbesprechungen hinzuweisen.

Die Umwandlung nach § 20a LPartG erfolgt durch die Eheschließung nach § 14 Abs. 1 PStG.

Wurde die Lebenspartnerschaft im eigenen bzw. bei einem deutschen Standesamt begründet, so ist die Vorlage eines Geburtsnachweises nicht erforderlich. Bei Begründung vor einem Notar bzw. einer anderen zuständigen Stelle in einem anderen Bundesland wäre aber ein entsprechender Nachweis zu fordern. Hier ist der Geburtsnachweis zur Ergänzung der Hinweise und zur Prüfung der Namensführung erforderlich.

Eine Prüfung der Ehevoraussetzungen i.S.d. § 13 PStG erfolgt grundsätzlich nicht. Da sich aber Vorehen und Lebenspartnerschaften zu dritten Personen auf die Wirksamkeit der Lebenspartnerschaft auswirken können wären die Ehevoraussetzungen bei etwaigen Anhaltspunkten doch zu prüfen.

Die Regelung des BMI hinsichtlich der Namensführung bei der Umwandlung ist umstritten. Den künftigen gleichgeschlechtlichen Ehegatten werden ihrer Möglichkeiten nach deutschem Ehenamensrecht beraubt. Auch wenn die Fachberaterinnen und Fachberater überwiegend die Ansicht des BMI nicht teilen, wird dessen Meinung im Hinblick auf die bisherige bundesweite Veröffentlichung im Internet toleriert. Eine endgültige Klärung wird den Gerichten überlassen.
Jedenfalls ist bei der Umwandlung auf alle Fälle der in der Ehe zu führende Ehename zu thematisieren.

Als Grundlage für den Wortlaut der „neuen Eheurkunde“ nach der Umwandlung dienen § 48 Abs. 1 Satz 2 PStV und Nr. 57.3.3 PStG-VwV.

Die Anpassung der Leittexte im Eheregister erfolgt erst zum 01.11.2018 (AutiSta 10.10). Diese Anpassung erfolgt u. U. nur für die Zukunft. Da das Thema relativ offen ist, sollte dieses Thema nicht von uns aus bei den Dienstbesprechungen angesprochen werden. Auch ist nicht geklärt, ob ab November 2018 auch der Mitteilungsverkehr elektronisch läuft.

Da die Eheurkunde über „EU“ nach Abschluss der Beurkundung nicht funktioniert, ist zu empfehlen, eine nach der Beurkundung im Register gewünschte Eheurkunde ggf. über den Formularserver zu erstellen. Nach Angaben des Verlags für Standesamtswesen kann eine ordnungsgemäße Eheurkunde mit AutiSta im Bereich EU frühestens mit dem Update zum 01.05.2018 ausgestellt werden.

Eine internationale Urkunde darf nicht ausgestellt werden, da gleichgeschlechtliche Ehen im maßgeblichen Übereinkommen nicht vorgesehen ist.

Gleichgeschlechtliche Eheschließung – Anerkennung deutsches Scheidungsurteil im Heimatstaat erforderlich?

Aufgrund der Anknüpfung an das Recht des registerführenden Staates bedarf ein deutsches Scheidungsurteil bei beabsichtigter gleichgeschlechtlicher Eheschließung in Deutschland nicht der Anerkennung des deutschen Scheidungsurteils z. B. in der Türkei, wenn der geschiedene Eheschließungswillige türkischer Staatsangehöriger ist. Es sollte dem Beteiligten aber unbedingt eine Anerkennung in der Türkei empfohlen werden.

Soweit zwischen denselben Personen mehrere Lebenspartnerschaften bzw. gleichgeschlechtliche Eheschließungen bestehen, so ist für die Wirkungen und Folgen die zuletzt begründete Lebenspartnerschaft bzw. gleichgeschlechtliche Eheschließung maßgeblich (Art. 17b Abs. 3 EGBGB).

Ein Ehefähigkeitszeugnis ist nicht erforderlich, eine Familienstandsbescheinigung reicht aus! Auf diese ist aber dann zu verzichten, wenn der Eheschließende aus einem Staat stammt, in dem eine gleichgeschlechtliche Verbindung undenkbar oder sogar strafbar wäre. In diesem Fall reicht eine Versicherung an Eides Statt.

Nach der Beurkundung im Eheregister kann die Mitteilung zum Geburtseintrag der Eheschließenden elektronisch erfolgen. Die Mitteilung zum Melderegister sollte ausgedruckt und per Post versandt werden, da eine elektronische Bearbeitung durch die Meldebehörde ohnehin derzeit noch nicht möglich ist.

Die Mitteilung zum Lebenspartnerschaftsregister kann ebenfalls noch nicht elektronisch umgesetzt werden. Die Mitteilungen – je eine Mitteilung pro Ehegatte - sind auszudrucken und mit einem Hinweis auf § 17a PStG (oder mit einer Eheurkunde) an den Lebenspartnerschaftsregisterführer zu übersenden.

Bei Mitteilungen aufgrund internationaler Vereinbarungen wäre im Einzelfall zu prüfen, ob sie überhaupt erfolgen sollte (Eheschließung undenkbar, strafbar usw.).

Statistische Mitteilungen sind konventionell zu erstellen, d.h. auszudrucken und zu versenden.

Gebührenerhebung nach Kostengesetz

Die Entscheidung über das Vorliegen der Voraussetzungen der Umwandlung, die Vornahme der Umwandlung der Lebenspartnerschaft in eine Ehe, die Beurkundung oder Beglaubigung einer Erklärung zur Namensführung, die Ausstellung einer Eheurkunde oder eines beglaubigten Ausdrucks aus dem Eheregister im Zuge einer Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in eine Ehe sowie die Beurkundung der Umwandlung im Eheregister sind gebührenfrei. Soweit bei der Vornahme der Umwandlung ein darüberhinausgehender Verwaltungsaufwand besteht, können zwischen 20 und 250 Euro erhoben werden. Wird die Vornahme der Umwandlung bei einem anderen als dem für die Prüfung der Umwandlung zuständigen Standesamt vorgenommen, fällt eine Gebühr in Höhe von 40,-- Euro an.

Nach dem Wortlaut der beabsichtigten Regelung ist nur eine Eheurkunde gebührenfrei. Es handelt sich um eine „Erstausstattung“, die den Paaren künftig kostenlos zur Verfügung gestellt werden. Die im Entwurf für das Kostenverzeichnis enthaltenen Regelungen zur Umwandlung sollen rückwirkend zum 01.10.2017 in Kraft treten. 
Es kann mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden, dass die geplante Gebührenregelung unverändert im Kostenverzeichnis aufgenommen wird.

Bei einer Nachbeurkundung einer bereits im Lebenspartnerschaftsregister beurkundeten Lebenspartnerschaft im Eheregister fällt mangels eines gesetzlichen Befreiungstatbestands weiterhin die Gebühr für eine Nachbeurkundung an.

BMI vom 23.08.2017 - IPR

Bei gleichgeschlechtlichen Ehen kann aus dem deutschen Recht heraus nie ein Ehefähigkeitszeugnis verlangt werden. Man kann deshalb z.B. auch bei einem Spanier nur eine Familienstandsbescheinigung fordern, auch wenn Spanien ein Ehefähigkeitszeugnis ausstellt. Legt der Betroffene dennoch ein Ehefähigkeitszeugnis vor, dass kann dieses natürlich bedenkenlos verwendet werden.

BMI vom 25.09.2017 Auslands-LP

a) LP vor 01.10.2017, nachbeurkundet

Hier müsste nach Meinung von Karl Krömer im Lebenspartnerschaftsregister eine Folgebeurkundung erfolgen, dass die Kappungsregelung des Art. 17 b Abs. 4 EGBGB ab dem 01.10.2017 entfallen und jetzt die volle Wirkung des registerführenden Staates vorhanden ist. Der „Deckel“ ist ab. Es handelt sich hier um eine relevante Personenstandsänderung, also ein personenstandsrechtliches Ereignis, das im Lebenspartnerschaftsregister zu vermerken wäre.

b) LP vor 01.10.2017, nicht nachbeurkundet

Auch hier ist die Kappungsgrenze ab 01.10.2017 entfallen. Die LP kann im Inland als LP weitergeführt werfen
§ 35 PStG gilt weiterhin, LP kann im Lebenspartnerschaftsregister nachbeurkundet werden.

c) LP nach 30.09.2017 im Ausland

Diese Konstellation bereitet derzeit keine Probleme. Die Begründung richtet sich nach dem Recht des registerführenden Staates; die LP ist auch aus deutscher Sicht wirksam. Eine Nachbeurkundung im LP-Register gem. § 35 PStG ist möglich, führt aber nicht zu einem Statutenwechsel! Es ist keine Umwandlung nach § 20 a LPartG möglich.

Eine Eheschließung derselben Personen kann aber ohne vorherige Auflösung der LP erfolgen!

d) Ehe vor 01.10.2017, nachbeurkundet

Nach Meinung des BMI gilt die gleichgeschlechtliche Ehe wegen des Wegfalls der Kappungsregelung des Art. 17b Abs. 4 EGBGB a.F.auch im deutschen Rechtsbereichrückwirkend zum Zeitpunkt des Ereignisses als Ehe. Für den deutschen Rechtsbereich behandelt man diesen Fall so, als wären die Beteiligten schon von Anfang an verheiratet gewesen. Der Fall kann im Eheregister nachbeurkundet werden. Der Lebenspartnerschaftsregistereintragwird von Anfang an gegenstandslos.

Nach Auffassung von Karl Krömer ist eine Rückwirkung gesetzlich nicht geregelt. Mit Wegfall der Kappungsgrenze fehlt der Grund, die im Ausland geschlossene Ehe als LP einzuordnen. Jetzt liegt wirklich auch aus deutscher Sichtweise eine Ehe vor. Es ist hier eine Status- bzw. Personenstandsänderung eingetreten, die im Lebenspartnerschaftsregister als Folgebeurkundung zu dokumentieren ist. Nach der Fortschreibung wird das Lebenspartnerschaftsregister dann nicht mehr fortgeführt.Die Ehe kann ab 01.10.2017 auf Antrag im Eheregister dahingehend beurkundet werden, dass nach Art. 17 b Abs. 4 bis zum 30.09.2017 eine Wirkungsbeschränkung bestanden hat.

Es kann momentan noch keine Aussage darüber getroffen werden, welche Meinung sich künftig durchsetzen wird. Dies bleibt der Literatur und der Rechtsprechung vorbehalten.

e) Ehe vor 01.10.2017, nicht nachbeurkundet

Diese Konstellation bereitet derzeit keine Probleme. Hier erfolgt durch die Neuregelung ebenfalls eine Aufwertung, d.h. die Ehe wird anerkannt. Ein Antrag auf Nachbeurkundung im Eheregister nach § 34 PStG ist möglich. Die Ausführungen zu d) gelten entsprechend.

f) Ehe nach 30.09.2017 im Ausland geschlossen, nicht nachbeurkundet

Diese Konstellation bereitet derzeit keine Probleme. Die im Ausland geschlossene Ehe wird auch im Inland als Ehe anerkannt. Auch hier ist eine Beurkundung im Eheregister nach § 34 PStG möglich.

Trauung bei lebensgefährlicher Erkrankung

Die Regelung über die „Nottrauung“ gilt auch für gleichgeschlechtliche Ehen. Da aber § 17 a Abs. 2 PStG nicht auf § 13 PStG verweist, ist eine „Notumwandlung“ nicht möglich.

Heilung fehlerhafter Ehen

§ 1310 Abs. 2 und 3 BGB gelten auch für gleichgeschlechtliche Ehen (auch nach einer Umwandlung)

Ehefähigkeitszeugnisse

Ehefähigkeitszeugnisse werden auch für gleichgeschlechtliche Paare auf dem üblichen Vordruck ausgestellt. Prüfungsgrundlage ist ausschließlich das deutsche Recht.

Die Bescheinigung zur Begründung einer LP (§ 39a PStG) kann weiterhin ausgestellt werden.

Benutzung der Register nach § 65 PStG durch diplomatische Vertretungen

Ein Problem besteht bei der Anforderung einer Eheurkunde bei einer gleichgeschlechtlichen Ehe z.B. durch die iranische Botschaft. Diese Frage sollte bei den Dienstbesprechungen nicht erörtert werden.


Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht – Verhinderung missbräuchlicher Vaterschaftsanerkennungen

Walter Königbauer gibt einen kurzen Überblick über das Zustandekommen der gesetzlichen Regelung. Vor Inkrafttreten der Bestimmung wurden die maßgeblichen personenstandsrechtlichen Stellen nicht beteiligt. Die angewiesene Verfahrensweise widerspricht dem althergebrachten Grundsatz, eine Vaterschaftsanerkennung auf jeden Fall aus Rechtssicherheitsgründen aufzunehmen. Bei § 1597a Abs. 2 BGB handelt es sich um eine gesetzliche Vorgabe.Mit Rundschreiben vom 07.08.2017 hat das StMI vorläufige Hinweise zum neuen Verfahren gegeben.

Intention des Gesetzgebers zur Schaffung der neuen Regelung:

· Ersetzen der Vorschriften über das (verfassungswidrige) behördliche Anfechtungsrecht
· Präventiver Ansatz, d.h. eine wirksame Vaterschaftsanerkennung wird im Vorfeld bereits verhindert
· Keine Neuregelung einer behördlichen Anfechtung von wirksam gewordenen Vaterschaftsanerkennungen

Die häufigsten Missbrauchsanzeichen werden wohl in den ersten beiden Fallgruppen (Vollziehbar ausreisepflichtige Person bzw. Asylantrag gestellt und Staatsangehörigkeit eines sicheren Herkunftstaates) zu finden sein sowie wenn ein Nachzug eines „Elternteils“ gewünscht wird. 
Es handelt sich um ein „gestuftes“ Verfahren:


Stufe 1 (Verfahren beim Standesamt oder einer anderen beurkundenden Stelle oder Urkundsperson):

1.1 Konkrete Tatsachen (Missbrauchsanzeichen) begründen Verdacht
Es erfolgt dann eine nähere Prüfung durch die beurkundende Behörde/Person, ob konkrete Anhaltspunkte für eine missbräuchliche Vaterschaftsanerkennung oder Zustimmung vorliegen
Die Aufzählung der Missbrauchsanzeichen in § 1597a Abs. 2 Satz 2 BGB ist nicht abschließend („insbesondere“). So läge ein weiteres Anzeichen vor, wenn der Anerkennende oder die zustimmende Mutter deutlich erklären, dass die Anerkennung/Zustimmung gerade gezielt nur einem Missbrauchszweck dient.
Es liegt kein Missbrauch vor, wenn der Anerkennende tatsächlich der leibliche Vater des Kindes ist (Nachweis durch Anerkennenden und Mutter).

1.2 Anhörung der Beteiligten „Verdachtsgewinnungsverfahren“
- Anerkennungswilliger Mann und Mutter sind anzuhören
- Gelegenheit, Verdachtsgründe auszuräumen (z.B. durch nachweisbare sozial-familiäre
  Beziehung)
- Hinweis, dass bei konkreten Anhaltspunkten das Beurkundungsverfahren ausgesetzt wird
  und der Vorgang der Ausländerbehörde zur Prüfung vorgelegt wird
- Beweissicherung durch Niederschrift (mit Unterschriften)

1.3 Mitteilung an die Ausländerbehörde, wenn konkrete Anhaltspunkte und Verdachtsgründe nicht ausgeräumt
- Es erfolgt sodann eine Mitteilung der Aussetzung der Beurkundung der Anerkennungser-
  klärung oder der Zustimmung der Mutter an die Ausländerbehörde
- örtliche Zuständigkeit richtet sich i.d.R. nach gewöhnlichen Aufenthalt der Person, die
  Aufenthaltsrecht erhalten möchte (§ 5 Abs. 1 ZustVAuslR, Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. A 
BayVwVfG)
  Handelt es ich um eine Person, die sich im Ausland aufhält, ist die deutsche Auslandsver-
  tretung zuständig (§ 85a Abs. 4 AufenthG).
- Neben der Mitteilung der Aussetzung der Beurkundung der VA an die Ausländerbehörde
ist die Aussetzung zusätzlich dem Anerkennenden, der Mutter und dem Geburtsstan-
 desamt des Kindes mitzuteilen.

Die Aussetzung bewirkt, dass Anerkennung und Zustimmung nicht wirksam beurkundet werden können, auch nicht durch andere Behörden bzw. Urkundspersonen. Trotzdem vorgenommene Beurkundungen sind unwirksam. Die Eintragung des Vaters im Geburtenregister wäre abzulehnen. Wird der Vater trotzdem eingetragen, wäre gemäß § 1598 Abs. 2 BGB die Vaterschaftsanerkennung nach Ablauf von fünf Jahren unanfechtbar.

2. Stufe: (Verfahren bei der Ausländerbehörde)

=Prüfung, ob tatsächlich missbräuchliche Vaterschaftsanerkennung vorliegt. Gesetzliche Vermutung, wenn Tatbestand nach § 85a Abs. 2 AufenthG erfüllt wird. Diese ist aber widerlegbar!
Entweder Feststellung durch Verwaltungsakt, dass eine missbräuchliche VA i.S.d. § 1597a BGB vorliegt oder Einstellen des Verfahrens von Amts wegen.
Die Abgrenzung, wann das Verfahren einzuleiten ist, ist sehr schwierig. Offen ist, ob auch schon während der „Schnüffelphase“ = Anhörung der Eltern bei Vorliegen konkreter Anhaltspunkte das Verfahren als ausgesetzt betrachtet werden kann. Karl Krömer vertritt die Auffassung, dass die sogenannte „Schnüffelphase = Anhörung der Eltern“ allein noch nicht als Beginn des Verfahrens zu betrachten sei. Während dieser „Schnüffelphase“ bestünde deshalb für ihn die Möglichkeit, dass die Betroffenen sich zu einer anderen Stelle begeben, um dort die Vaterschaft anzuerkennen. Diese Verfahrensstufe müsste deshalb so verdichtet werden, dass keine Zeit mehr besteht, zwischenzeitlich die Vaterschaftsanerkennung wo anders zu erklären. Zu denken wäre an eine Mitteilung an die Betroffenen am Ende der Anhörung, dass die Argumente nicht überzeugen und das Verfahren deshalb ausgesetzt wird. Dies ist auf jeden Fall aktenkundig zu machen. Spätestens die Einschaltung er Ausländerbehörde jedoch bringt die Aussetzung. Den Beteiligten bleibt daneben noch der „Königsausweg“, die Vaterschaft entsprechend (z.B. durch einen Vaterschaftstest) nachzuweisen. Hierzu darf aber von Seiten des Standesamts keinesfalls aufgefordert werden.

Die Mehrheit der Fachberaterinnen und Fachberater ist sich bewusst, dass in den meisten Fällen eine missbräuchliche Vaterschaftsanerkennung wohl nicht nachgewiesen werden kann. Die Regelung stellt deshalb, vor allem wenn die Betroffenen nur getrennt angehört werden können, ein „totes Pferd“ dar.

Wenn sich erst nach der Beurkundung der Vaterschaft nachweisen lässt, dass diese missbräuchlich war, ergibt sich keine Möglichkeit mehr, die Wirksamkeit behördlicherseits zu beseitigen oder die Vaterschaft anzufechten.



Gesetz zur Bekämpfung von Kinderehen vom 17.07.2017

Art: 229 § 44 EGBGB - Überleitung

Abs. 4 enthält in Nr. 2 die Vorfrage, nach welchem Recht die Volljährigkeit des minderjährigen Ehegatten zu beurteilen ist. Diese Vorfrage wird im IPR nach herrschender Meinung in der Literatur unselbständig, also nach dem Heimatrecht des/der Betroffenen, angeknüpft. Diese Problematik soll bei den Dienstbesprechungen aber nicht thematisiert werden.

§ 70 PStG - Bußgeldvorschriften

Zuständig für die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit ist die Kreisverwaltungsbehörde.

Abschaffung Minderjährigen-Eheim BGB

Eine Nichtehe ist von jedem Rechtsanwender (der jeweiligen Behörde oder sonstigen Stelle) in eigener Zuständigkeit zu prüfen. Eine unwirksame Ehe hat von Anfang an nicht bestanden. Es ist daher nach der Auslegung des BMI von einer Nichtehe auszugehen. Entsprechende Mitteilungspflichten des Rechtsanwenders an die maßgeblichen Behörden (z.B. Meldebehörde, Regierung von Mittelfranken) fehlen. Es besteht hierfür keine gesetzliche Rechtsgrundlage.

Ehe aufhebbar – Bestätigung (Festhalten an der Ehe)

Bei der Erklärung bzw. der schlüssigen Handlung, mit der der ehemals minderjährige Ehegatte seinen Willen kundgibt, die Ehe weiterhin fortsetzen zu wollen, handelt es sich um eine rechtsgeschäftliche Handlung. Sie muss zum Inhalt haben, dass der nun Volljährige Ehegatte trotz des erkannten Mangels nach außen zu erkennen gibt, die Ehe fortsetzen zu wollen. Der betreffende Ehegatte muss die den Mangel begründenden Tatsachen kennen und wenigstens ein allgemeines Bewusstsein davon haben, dass er die Ehe wegen des Mangels bei ihrer Eingehung zur Auflösung bringen kann oder dass Zweifel an ihrer Gültigkeit bestehen und er durch sein Verhalten ein möglicherweise vorhandenes Aufhebungsrecht aufgibt (siehe hierzu auch Münchener Kommentar zu §  1315 BGB, Rdnr. 5). Die einmal erfolgte Bestätigung ist unwiderruflich. Die Erstellung eines einheitlichen „Standardformblatts“ durch die Regierung von Mittelfranken wäre wünschenswert. Das Formblatt soll demnächst kommen, muss jedoch vorher intern abgestimmt werden.

Nach einer entsprechenden Erklärung bei der rechtsanwendenden Behörde wäre der Sachverhalt der Regierung von Mittelfranken als für eine Eheaufhebung antragsberechtigte Behörde mit allen zur Prüfung erforderlichen Unterlagenmitzuteilen. Diese stellt dann nach Prüfung abschließend in einem Schreiben an die Betroffenen fest, dass kein Aufhebungsverfahren eingeleitet wird.

Eheaufhebung -Mitteilungspflicht

Walter Königbauer wird die datenschutzrechtliche Grundlage für die Übermittlung bekannt gewordener Fälle für das Ausländeramt und die Meldebehörde noch abklären.


Zweites Gesetz zur Änderung personenstandsrechtlicher Vorschriften (2. PStRÄndG)

Hierzu wird noch ein IMS an die Standesämter versendet werden(mittlerweile erfolgt, IMS vom 20.10.2017).

Fortführung Eheregister

Die Eintragung eines Kirchenaustritts erfolgt auf Wunsch. Auch wenn dies in § 16 Abs. 2 PStG nicht geregelt ist, darf auch nach Auflösung der Ehe eine Eintragung über den Kirchenaustritt im Eheregister vorgenommen werden.

Rückbenennung

Das Gesetz zur Neuregelung des Scheinvaterregresses wurde in der vergangenen Legislaturperiode nicht mehr verabschiedet und ist damit der Diskontinuität anheimgefallen. Damit ist auch die geplante Einführung einer „Rückbenennung“ nicht zustande gekommen. Ein Wiederaufleben steht derzeit nicht im Raum. Nichts desto trotz enthält § 41 Abs. 1 PStG-neu eine Regelung, nach der für eine Rückbenennung eine Bescheinigung ausgestellt werden kann. Es besteht somit eine „Folgeregelung“, obwohl es eine Rückbennenung im Gesetz überhaupt nicht gibt.

Mitteilungen Lebenspartnerschaftsbehörde

Es wird die Hoffnung geäußert, dass alle Notare in Bayern von der neuen Rechtslage – keine Begründung von Lebenspartnerschaften mehr im Inland ab 01.10.2017 - informiert worden sind. Die Regelung zum Inhalt der Mitteilung an das Standesamt geht damit ins Leere bzw. greift nur noch für evtl. noch offene Altfälle.

Sortierung der Vornamen

§ 45a Abs. 1 PStG-neu setzt voraus, dass der Name einer Person deutschem Recht unterliegt. Damit können neben deutschen Staatsangehörigen auch Personen mit Sonderstatus (Asylberechtigte, ausländische Flüchtlinge usw.) künftig vom Erklärungsrecht Gebrauch machen. 

Die Vorschrift tritt laut Walter Königbauer deswegen erst zum 01.11.2018 in Kraft, weil sie vorher nach Angaben des Verlags für Standesamtswesen nicht technisch umsetzbar ist.

Das interne Rundschreiben des BMI hinsichtlich einer Vorabregelung wird von allen Bundesländern nicht umgesetzt, da es hierfür keine Rechtsgrundlage gibt.

Der Grund für die Sortiererklärung liegt u.a. in den neuen Personalausweisen, da in diesen aus Platzmangel nicht mehr alle Vornamen ausgewiesen werden bzw. es in der maschinenlesbaren Zeile nicht mehr ersichtlich ist, welcher Vorname der Rufname sein wird.

Problem: Die Bürger beantragen deshalb öffentlich-rechtliche Namensänderungen, um einen „weggefallenen“ oder einen mittleren „Ruf“-Vornamen an den Anfang zu stellen, also die Reihenfolge zu verändern. Um die Namensänderungsbehörden zu entlasten, kam man zum Entschluss, für Deutsche eine Sortiererklärung zu schaffen, mit der die Bürger beim Standesamt ausschließlich die Reihenfolge ihrer Vornamen verändern können. Weitere Veränderungen der Vornamen (z.B. Ablegung von Vornamen, Wahl einer Abkürzung) sind nicht möglich.

Mitteilung bei Adoption

§ 57 Abs. 5 Nr. 1 PStV-neu bringt eine Klarstellung, dass dem Geburtenregister der leiblichen Eltern eines angenommenen Kindes nur die Adoptionen mitgeteilt werden, die Auswirkungen auf das Eltern-Kind-Verhältnis haben. Die Regelung tritt auch hier deshalb erst am 01.11.2018 in Kraft, weil sie laut Angaben des Verlags für Standesamtswesen zeitlich nicht vorher technisch umsetzbar ist.

Mathias Müller beklagt sich über die Qualität der Adoptionsmitteilungen, die von den Amtsgerichten an die Standesämter gehen. Teilweise sollen die Fehler auf ein unzureichendes Fachprogramm bei den Amtsgerichten beruhen, da mit diesem die Beschlüsse der Richter nicht umgesetzt werden können. Die Ursache scheint aber auch an der fehlenden Kompetenz der jeweiligen Sachbearbeiter(innen) sowie der „großzügigen“ Auslegung der Richter bei den Amtsgerichten zu liegen. Walter Königbauer bittet um schriftliche Information, auch per Email, um weitere Schritte veranlassen zu können.Es wäre zu überlegen, ob diese Mitteilungen nicht künftig von einer zentralen Stelle aus an die Standesämter weitergeleitet werden könnten.

Mathias Müller richtete zudem vor kurzem eine Anfrage an den Verlag für Standesamtswesen, weshalb bei Eintragung einer Volljährigenadoption mit den Wirkungen eines Minderjährigen keine Mitteilung nach § 57 Abs. 5 Nr. 1 PStV möglich sei.
 
Die Geschäftsleitung des Verlags teilte ihm nun persönlich telefonisch mit, dass eine entsprechende Mitteilung nur bei Minderjährigenadoptionen so vorgesehen sei. Sie habe sich diesbezüglich nochmals speziell mit (dem sich bereits in Pension befindlichen) Herrn Bornhofen abgesprochen und der habe es ausdrücklich bestätigt.

Auf seine Nachfrage, wie man dann im Hinweisteil das „wegadoptierte“ Kind wieder „löschen“/leerstellen könne, meinte sie, dass dies ja generell nicht vorgesehen sei.Auch dies habe sie mit Herrn Bornhofen besprochen und der habe ebenfalls die Meinung vertreten, dass der Hinweisteil nicht fortzuführen sei. Schließlich sei dieses „wegadoptierte“ Kind einmal das Kind dieses Elternteils gewesen und deswegen müsse es auch im Hinweisteil weiter stehen bleiben.
 
Die Aussagen des Verlags für Standesamtswesen sind nicht nachvollziehbar. Die derzeitige Rechtslage sieht auch für die von Mathias Müller angesprochene Volljährigenadoption mit den Wirkungen eines Minderjährigen eine Mitteilung kraft Gesetzes vor. Diese Mitteilung besteht nicht nur bei „reinen“ Minderjährigenadoptionen (§ 57 Abs. 5 Nr. 1 PStV, § 27 Abs. 4 PStG, § 21 Abs. 3 PStG).


Rechtsprechung

Bezugnehmend auf das Tagungsprogramm werden nur die wichtigsten bzw. aktuellsten Beschlüsse angesprochen.

ungeklärte Identität:
BGH vom 17.05.2017 (XII ZB 126/15), StAZ 10/2017, 303 – RA ohne Zusatz für Prüfung Identität nicht bindend, Standesbeamter prüft selbst,.
Zur BGH-Entscheidung sollte auch die Entscheidung des BVerwG vom 01.09.2011 hinzugezogen werden, auf die sich der BGH in seinem Beschluss bezieht.
Man sollte nicht im Falle einer Personenstandsbeurkundung von vorneherein davon ausgehen, dass die Betroffenen keine Urkunden beschaffen können. Ein Blick auf die Merkblätter des Auswärtigen Amtes eröffnet oft weitere Wege zur Urkundenbeschaffung. Man sollte sich immer fragen, ob die Beschaffung der Unterlagen zumutbar ist.


· Günstigkeitsprinzip bei "scheidungsnah" geborenen Kindern, Art. 19 EGBGB:


In drei wegbereitenden Entscheidungen vom 23.11.2011, 19.07.2017 und 13.09.2017 hat der BGH eine wichtige Weichenstellung vollzogen, indem er den Prioritätsgrundsatz, aufsetzend auf den Zeitpunkt der Geburt, manifestiert hat. Damit ist vom BGH bei der Fallbearbeitung künftig ein chronologisches Vorgehen vorgegeben. Eine "Doppelvatersituation", die über das Günstigkeitsprinzip aufzulösen wäre, kann nur entstehen, wenn bereits zum Zeitpunkt der Geburt wirksame Vaterschaften zweier verschiedener Männer feststehen.

Hinzuweisen ist auch auf die Ausführungen des BGH zur Doppelqualifikation der qualifizierten Drittanerkennung nach § 1599 Abs. 2 BGB. Noch offen ist hier, ob bei der Feststellung des Anfechtungsstatuts nach Art. 20 Satz 2 EGBGB ggf. auf deutsches Recht zurückgegriffen werden kann, um eine Anwendung von § 1599 Abs. 2 BGB zu ermöglichen. Hierzu ist ein entsprechendes Verfahren noch beim BGH anhängig.

· Frau-zu-Mann Transsexueller gilt rechtlich als Mutter eines von ihm geborenen Kindes
BGH vom 06.09.2017, XII ZB 660/14
Der BGH hat entschieden, dass ein Frau-zu-Mann-Transsexueller, der nach der rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung über die Änderung seiner Geschlechtszugehörigkeit ein Kind geboren hat, im Rechtssinne als Mutter des Kindes anzusehen und mit seinen ursprünglichen weiblichen Vornamen im Geburtenregister des Kindes einzutragen ist.

In diesem Zusammenhang wurde auch darauf hingewiesen, dass sich in naher Zukunft Änderungen im deutschen Abstammungs- und Familienrecht ergeben werden. Walter Königbauer wird den Fachberaterinnen und Fachberatern drei PDF-Dateien zusenden, die zu den künftigen Änderungen im Abstammungs- und Familienrecht maßgeblich dazu beitragen werden. Siehe hierzu auch StAZ 2013, 301.

· Anerkennung von Namensänderungen, Art. 18, 21 AEUV, Art. 48 EGBGB
- in Adelsprädikat durch deed-poll:
EuGH 02.06.2016, StAZ 2016, 203 - keine Verpflichtung zur Anerkennung, wenn aus Gründen der öff. Ordnung gerechtfertigt
dazu: AG Karlsruhe 19.08.2016, StAZ 3/2017 111 und OLG Karlsruhe 30.03.2017, StAZ 7/2017, 206 (Rechtsbeschwerde zugelassen, nicht rechtskräftig) – Verstoß gegen ordre public
Verfahren beim BGH anhängig (ebenso wie das Verfahren "Gräfin von Fürstenstein")
- Anerkennung Namensänderung in Mitgliedsstaat bei Aufenthalt in Deutschland während des Namensänderungsverfahrens (Rechtssache "Freitag")
EuGH 08.06.2017 (C-541/15), Kurzfassung per Mail 12.06.2017; veröffentlicht: FamRZ 14/2017, 1175 mit Anmerkung Dutta (per Mail an alle am 08.11.2017) – Ablehnung wegen Art. 48 EGBGB nur dann möglich, wenn im nationalen Recht andere Bestimmung Anerkennung ermöglicht.

· Dänischer Mittelname für einen in Dänemark geborenen deutschen Staatsangehörigen
BGH vom 26.04.2017, StAZ 2017, 270: die Wahlmöglichkeit nach Art. 48 EGBGB beschränkt sich nicht auf dem deutschen Recht bekannte Namensbestandteile. Wählbar ist vielmehr der gesamte im Ausland erworbene Name (hier: Mittelname nach dänischem Recht zusätzlich zu Vor- und Familienname)

· Angleichung Art. 47 Abs. 1 Nr. 5 EGBGB:
AG München 08.08.2016, StAZ 6/2017, 178 – neuer Vorname auch ohne Ablegen des alten
(inzwischen gleiche Entscheidung des AG Nürnberg, noch nicht veröffentlicht)
Der Wunsch kommt relativ häufig, den alten Vornamen nicht aufgeben zu müssen.
Allgemein sollte das gewünschte Ergebnis bei einer Vornamensangleichung nach Art. 47 EGBGB in erster Linie gebräuchlich und erkennbar sein. Allerdings wäre auch zu beachten, dass die Vorschrift im Hinblick auf seine Entstehungsgeschichte und dem Entstehungszweck grundsätzlich sehr großzügig zu handhaben ist.

· Namenserklärungen von Auslandsdeutschen:
BGH 20.07.2016, StAZ 5/2017, 138 – amtsempfangsbedürftig?
Aufsatz K. Krömer, StAZ 5/2017, 129
Man muss in der Praxis unterscheiden, ob es sich um eine Erstgeburtsnamensbestimmung oder eine nachträgliche Namensbestimmung handelt.


5. Standesamt und Ausländer – Ergänzungslieferung Herbst 2017

es referiert Rupert Brandhuber

Anhand einer PowerPoint-Präsentation stellt Rupert Brandhuber die nächste Ergänzungslieferung des Werks „Standesamt und Ausländer“ für Herbst 2017 vor. 14 Länderberichte beinhalten wesentliche Änderungen im jeweiligen Ehe-, Kindschafts- und Namensrecht.


Türkei

Seit 17.04.2017 können ausländische Scheidungsurteile nicht nur von einem türkischen Gericht, sondern auch in einem personenstandsrechtlichen Registrierungsverfahren anerkannt werden. Voraussetzung ist ein gemeinsamer Antrag. Die Registrierungsmöglichkeit besteht gemäß dem neuen Art. 27A türkischem PStG. Danach können Entscheidungen ausländischer Gerichte oder Verwaltungsbehörden über die Scheidung, Nichtigkeit oder Aufhebung einer Ehe oder über das Bestehen oder Nichtbestehen einer Ehe auf gemeinsamen Antrag der Parteien in das Personenstandsregister eingetragen werden. Voraussetzung sind die Zuständigkeit des Gerichts oder der Verwaltungsbehörde, die Bestandskraft der Entscheidung und das Fehlen eines offensichtlichen Verstoßes gegen den ordre public der Türkei.

Im Anmeldeverfahren sollte nicht ausschließlich die Vorlage eines Ehefähigkeitszeugnisses von einem türkischen Antragsteller verlangt werden. Der Antragsteller hat auch entweder die Anerkennungsentscheidung des türkischen Gerichts oder einen türkischenFamilienregisterauszug mit der Eintragung des personenstandsrechtlichen Anerkennungsvermerks vorzulegen.


6. Neues aus dem Ministerium

 es referiert Walter Königbauer


Leittextproblematik und Darstellung von Folgebeurkundungen:

Es ist beabsichtigt, die Leittext-Problematik „Ehemann“ bzw. „Ehefrau“ zum 01.11.2018 zu lösen. Dazu ist zunächst eine Änderung der PStV erforderlich.Die Spezifikation „X-Personenstand“ muss geändert werden, ebenso das Fach- und das Registerverfahren.Die rechtlichen Vorgaben müssen dann technisch umgesetzt werden (Zeitvorgabe hierzu: 9 Monate). Um eine zeitgerechte Änderung zum 01.11.2018 bewerkstelligen zu können, müssen die rechtlichen Vorgaben zum Verfahren rechtzeitig vorliegen.
In einer Bund-Länderbesprechung wurden nun verschiedene Muster von Registereinträgen mit geänderten Leittexten erstellt, zu denen auch der Bundesverband und die Landesverbände befragt wurden. Walter Königbauer stellt daraufhin den Fachberaterinnen und Fachberatern einzelne Muster vor.

Bei Vorschlag 1 werden z.B. die Leittexte „Ehemann“ bzw. „Ehefrau“ entfernt. Die Eheschießenden werden nummeriert (Nr. 1, Nr. 2). Eine Nummerierung ohne Zusatz wäre nicht praxistauglich.

Die Mehrheit der Fachberaterinnen und Fachberater vertreten die Auffassung, die bisherige Leittextbenennung „Ehemann“ und „Ehefrau“ mit eindeutiger Nummerierung (Nr. 1, Nr. 2, wie bereits vor dem Jahr 2009) zu belassen. Auch wenn nach Angaben des Verlags für Standesamtswesen eine Zusatzprogrammierung für gleichgeschlechtliche Ehegatten sehr aufwändig sein soll, wäre die Änderung der Leittexte z.B. in „Ehegatten“ trotzdem zu bewerkstelligen. Es könnte dabei als „Hauptüberschrift“ alles unter „Ehegatten“ untergeordnet sein. Anschließend wären dann die Begriffe „Ehemann“ bzw. „Ehefrau“ denNummern. 1 und Nummern 2 zugeteilt. Bei gleichgeschlechtlichen Ehen würden die Bezeichnungen „Ehemann“ bzw. „Ehefrau“ nicht auftauchen. Es besteht kein Verständnis für die Einwände des Verlags für Standesamtswesen, die Programmierung wäre zu aufwändig. Es ist Sache des Gesetzgebers, hier entsprechende Vorgaben zu machen, die vom Hersteller der Fachanwendung dann umzusetzen sind.

Folgebeurkundungen sind nach der gegenwärtigen Gesetzeslage zu „ergänzen“. Folgebeurkundungen in Form von wiederholten Darstellungen von vollständigen aktualisierten Registereinträgen („Schichtenmodell“) sind deshalb nicht gesetzeskonform. Das „Schichtenmodell“ ist rechtlich nicht zulässig.

Dagmar Heckel hat für den bayerischen Verband zu beiden Themen ausführlich Stellung genommen.


Gebührenerhebung – Änderung des Kostenverzeichnisses

Walter Königbauer gibt einen kurzen Überblick über die geplante Änderung des Kostenverzeichnisses. Hinsichtlich der Gebührenerhebung bei der Umwandlung soll noch im Laufe dieser Wocheüber die Regierung von Mittelfranken ein IMS an die Standesämterergehen, welches eine Vorabregelung enthalten wird(IMS vom 12.10.2017). Im Rahmen dieser Gebührenänderungen sollen auch einige andere Tarifstellen angepasst werden. Diese werden aber erst noch mit dem Finanzministerium abgestimmt. Die Tarifstellen, die die Umwandlung betreffen, Nr. 2.1 bis 2.3.1, 3.3, 4.2 und 5.5.2 der lfd. Nr. 2.II.8/ und treten rückwirkend zum 01.10.2017 in Kraft.


EU-Datenschutzgrundverordnung

Bis 25.05.2018 ist die EU-Datenschutzgrundverordnung inhaltlich umzusetzen. Momentan werden die Datenschutzgesetze des Bundes und der Länder überarbeitet. Nächstes Jahr werden deshalb ein neues Bundes- und ein bayerisches Datenschutzgesetz mit entsprechenden Regelungen in Kraft treten. Diese beinhalten z.B. ein umfassendes Informationsrecht und einen Auskunftsanspruch für den Bürger. Er hat einen Anspruch darauf, zu wissen, was mit seinen gespeicherten Daten geschieht. Diese Informationspflichten will man durch einheitliche Formulare sicherstellen. Über ein „Omnibusgesetz“ werden die Benutzungsregelungen der Personenstandsregister im PStG nach wie vor lex specialis sein (Urkunden, Auskünfte usw.), aber es besteht eine ausführliche Informationspflicht, was mit den Daten geschieht bzw. wie sie verwendet oder versendet worden sind. Die neuen Regelungen gelten für alle Register, also z.B. auch für die Melderegister.





Single-Gateway – digitale Zugangstor

Walter Königbauer erinnert hierzu an das Binnenmarktinformationssystem (IMI). Mit diesem vergleichbar soll es in jedem Mitgliedsstaat eine Plattform geben, in dem sich alle dazu befugten Staaten mit einem Zugangscode Staaten einloggen und danndie jeweiligen Daten abrufen können, die dafür bereitgestellt worden sind.Die Ausstellung von Geburtsurkunden ist hier einer der Musterprozesse. Man loggt sich dann nur ein und öffnet seinen persönlichen Zugang. Es erscheint dann alles in der jeweiligen Heimatsprache, was man abrufen kann.


Elektronische Sammelakte

Im Rahmen eines Expertentreffens bei der AKDB wurde auch die elektronische Sammelakte angesprochen. Diese ist rechtlich möglich, eine Verpflichtung zur Inanspruchnahme, insbesondere gesammelt bei der AKDB,besteht aber nicht. Die Gemeinden haben die elektronische Sammelakte zu bezahlen, also muss ihnen auch die Entscheidung überlassen werden, diese zu beschaffen.

Auch der Verlag für Standesamtswesen stellt hierfür. eine Software zur Verfügung. Diese wird nach denselben Modalitäten neben dem Personenstandsregister betrieben. Dazu müsste die AKDB aber ein Betriebs- und Sicherheitskonzept für die Verwendung einer elektronischen Sammelakte erstellen. Die AKDB arbeitet momentan an einem solchen Betriebs- und Sicherheitskonzept.

Nichts desto trotz wird es wohl zumindest am Anfang notwendig sein, sog. „Hybridakten“ zu führen. In den Sammelakten enthaltene Beurkundungen (Vaterschaftsanerkennungen, Namenserklärungen usw.) sind aus Gründen der Beweissicherheit bis zu einer entsprechenden anderslautenden gesetzlichen Regelung weiterhin auch herkömmlich aufzubewahren.


Zugriffszeiten auf AutiSta

Aufgrund der Intervention einiger Fachberaterinnen und Fachberater in der Expertengruppe bei der AKDB sowie mit Unterstützung des Städtetags konnten die Zugriffszeiten auf AutiSa, insbesondere die Signierzeiten, mittlerweile erheblich verbessert werden.


Einscannen von Familienbüchern

Die Firma TSM entwickelt eine Software, mit der Familienbücher eingescannt und technisch unterstützt in das elektronische Register überführt werden können. Der Verlag für Standesamtswesen stellt hierfür eine Schnittstelle zur Verfügung. Angeblich sollen ca. 80 bis 90 Prozent der in den Familienbüchern enthaltenen Daten fehlerfrei in das elektronische Register übernommen werden können. Beim Standesamt Wiesbaden läuft derzeit ein Pilotprojekt.


7. Frühjahrsdienstdienstbesprechung 2017

 es referieren Wolfgang Streidl und Markus Hobmaier

Der Aufgabentext und der Lösungsvorschlag werden eingehend besprochen und entsprechend abgeändert.

Sachverhalt 1

Frage 2

Nach türkischem Recht handelt es sich bei einer bigamischen Ehe in der Türkei um eine nichtige Ehe im Sinne von „vernichtbar“, da es hierzu einer Nichtigkeitsklage bedarf. Es handelt sich somit um keine Nichtehe. Der Lösungsvorschlag muss deshalb diesbezüglich überarbeitet werden. Im Ergebnis ist die Ehe sowohl nach deutschem als auch nach türkischem Recht zwar fehlerhaft, aber wirksam.
Über das weitere Vorgehen in der Aufgabenbehandlung wird unter Bezugnahme auf den „heilenden Dominoeffekt“ (Karl Krömer) auch auf das nicht allgemein veröffentlichte Protokoll des Fachausschusses Nr. 4037 aus dem Jahr 2014 verwiesen.


8. Verbandsangelegenheiten

[bookmark: _Hlk495591409]Termine

Herbstdienstbesprechung 2017:
	29.10.2017
	Endfassung der Präsentationen durch Dagmar Heckel an die Webmasterin für den internen Teil der Homepage

	29.10.2017
	Endfassung des Skripts durch Dagmar Heckel im pdf-Format an die Regierung von Mittelfranken zur Verteilung an die Aufsichten, cc an die Webmasterin für den internenn Teil der Homepage

	03.11.2017
	Präsentation (Vorlage) für den allgemein Teil der Herbst-DB 2017 durch Sonja Bodensteiner und Wolfgang Lebe an die Webmasterin für den internen Teil der Homepage, cc an Dagmar Heckel

	06.11.-15.12.2017
	Zeitrahmen für die Herbstdienstbesprechung 2017

	19.12.2017
	Abrechnung der Dienstbesprechungen gegenüber dem Kassenverwalter einschließlich Lieferung der Statistik-Aufstellungen



Frühjahrsaufgabe 2018:

Aufgabenerstellung:
	30.11.2017
	Frühjahrsaufgabe (überarbeiteter Aufgabentext und Lösungshinweise mit allen Anlagen) an Dagmar Heckel

	15.01.2018
	Frühjahrsaufgabe (überarbeiteter Aufgabentext und Lösungshinweise) von Dagmar Heckel an alle Fachberater

	23.01.2018
	Sitzung Vorstand und evtl. erweiterte Vorstandschaft in Nürnberg

	24.01.2018
	Treffen der Fachberaterinnen und Fachberater in Nürnberg zur Abschlussbesprechung der Frühjahrsaufgabe

	29.01.2018
	Lieferung der Endfassung des Aufgabentextes an Dagmar Heckel

	02.02.2018
	Endfassung der Lösungshinweise von den Erstellern der Frühjahrsaufgabe an Dagmar Heckel

	09.02.2018
	Endfassung Aufgabentext im pdf-Format durch Dagmar Heckel an Reg. von Mittelfranken zur Verteilung an die Landratsämter

	09.02.2018
	Weiterleitung der Endfassung des pdf-Aufgabentextes durch Dagmar Heckel an die Webmasterin zur Veröffentlichung auf der Homepage des Fachverbands

	13.02.2018
	Endfassung der Lösungshinweise im pdf-Format durch Dagmar Heckel an die Webmasterin für den internen Teil der Homepage

	15.02.2018
	Präsentation (Vorlage) für die Frühjahrsaufgabe durch Sonja Bodensteiner und Wolfgang Lebe an die Webmasterin für den internen Teil der Homepage, cc an Dagmar Heckel

	15.02.2018
	Präsentation (Vorlage) für den allgemein Teil der Frühjahrs-DB 2018 durch Sonja Bodensteiner und Wolfgang Lebe an den Webmaster für den internen Teil der Homepage, cc an Dagmar Heckel




Schulungstermine:
	08.11.2017
	Schulungstermine der Fachberater an die Regierungsbeauftragten

	15.11.2017
	Schulungstermine an den Schriftführer

	15.11.2017
	Lieferung des Themas durch Dagmar Heckel an den Schriftführer

	25.11.2017
	Zusammenstellung der Schulungstermine und des Themas durch den Schriftführer an Walter Königbauer, BayStMI, cc an den 1. Vorsitzenden

	28.11.2017
	Termine durch den 1. Vorsitzenden an die Schriftführung der StAZ zur Veröffentlichung im Heft 1/2018

	19.02.–26.04.2018
	Zeitrahmen für die Frühjahrsdienstbesprechung 2018
(möglichst nicht 26.03. – 07.04.2018 wegen Osterferien)

	09.05.2018
	Abrechnung der Dienstbesprechungen gegenüber dem Kassenverwalter einschließlich Lieferung der Statistik-Aufstellungen




9. [bookmark: _Hlk495591223]Verteiler des Fachverbands – Versendung der Emailinformationen

Die Vorstandschaft hat beschlossen, dass die Pensionisten und Ehrenmitglieder auf Wunsch wieder im Fachverbandsverteiler aufgenommen werden. Soweit sie dies nicht mehr wünschen, erfolgt eine Entfernung der Emailadresse im Verteiler.

In diesem Zusammenhang wird nochmals ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Emailinformationen des Fachverbands im Dienst im Falle der Abwesenheit des Adressaten grundsätzlich nicht an Dritte weitergeleitet werden dürfen! Soweit der Dienstherr eine Weiterleitung im Vertretungsfall zwingend angeordnet hat, sollte wenigstens dem Vertreter Bescheid gegeben werden, dass dieser die Nachricht nicht an Außenstehende verbreitet.

[bookmark: _Hlk495591154]Es bestehen auch keine Bedenken, den Ehrenmitgliedern bzw. Senioren auf Wunsch den Zugang zum internen Teil des Internetauftritts des Fachverbands zu ermöglichen.


10. Homepage des Fachverbands – Optimierung des Internetauftritts

Der 1. Vorsitzende gibt einen kurzen Überblick über das Zustandekommen der Homepage des Fachverbandes. Die Homepage des Fachverbands bedarf nunmehr einer Überarbeitung. Es fehlen immer noch der nötige Überblick und die richtig platzierten „Aufreißer“. Gewünscht wäre einfach ein anderes Erscheinungsbild; auch sollte weiterhin auf die Smartphone-Kompatibilität geachtet werden.

Es hat sich herausgestellt, dass das Programm sehr schwer zu handhaben ist. Es fehlen teilweise Funktionen, die eine erleichterte Eingabe ermöglichen. Auch besteht nicht die Möglichkeit, erfolgte Eingaben in einfacher Weise sofort zu kontrollieren.

Im Ergebnis wäre zu überlegen, ob das bisherige Programm „Word Press“ beibehalten werden sollte bzw. welche Möglichkeiten bestehen, das vorhandene Programm optimaler zu nutzen. Eine weitere Alternative wäre die professionelle Erstellung eines neuen Internetauftritts, der anschließend von aktiven Fachberaterinnen und Fachberatern nach einer eingehenden Anwenderschulung gepflegt wird. Hierzu wäre an die Schaffung einer „Homepageredaktion“ zu denken, die aus den jüngeren Fachberaterinnen und Fachberatern zusammengesetzt ist. Diese soll fähig sein, die Vorschläge der Vorstandschaft auf der Homepage fachlich und technisch umzusetzen. Der 1. Vorsitzende stellt das Thema zur Diskussion und fragt in die Runde, ob ein Interesse an einer Mitarbeit in der Homepageredaktion besteht. Silvia Hetzer hat sich bereit erklärt, Sonja Bodensteiner künftig zu unterstützen. Mehrere Fachberaterinnen und Fachberater werden sich zudem bei Ihnen bekannten Homepage-Fachleuten erkundigen und entsprechende Anregungen bzw. Vorschläge einholen.

11. Fachtagung 2019 - Nachfolge

Der 1. Vorsitzende informiert die Runde über die bisherigen Planungen für die kommende Fachtagung 2019. Als Veranstaltungsort für die nächste Fachtagung wird München ins Auge gefasst. Die Tagung würde in der Alten Kongresshalle stattfinden. Da die Tagungshalle im Mai 2019 bereits vergeben ist, müsste die Fachtagung bereits Anfang April durchgeführt werden. Der 1. Vorsitzende hat vorsorglich bereits eine Option für die Zeit vom 01. – 03. April 2019 gebucht. Ein geeignetes Hotel muss noch ausgesucht werden.

Der 1. Vorsitzende bittet, den Termin und den Ort der nächsten Fachtagung bei den Herbstdienstbesprechungen noch nicht bekanntzugeben.

Im Jahr 2019 stehen wieder Vorstandswahlen an. Wie bereits seit längerem und bei verschiedenen Gesprächen erwähnt, beabsichtigt Klaus Holub nach 7 Wahlperioden und 26 Jahren als 1. Vorsitzender des bayerischen Fachverbandes dann nicht mehr für den Vorstand zu kandidieren.

Die anderen Vorstandsmitglieder sind gerne bereit, ihr jeweiliges Amt im Falle einer Neuwahl auch weiterhin zu übernehmen, es sieht sich jedoch aus beruflichen und privaten Gründen niemand in der Lage, die Nachfolge von Klaus Holub als 1. Vorsitzender anzutreten.

Das Nachfolgethema wurde auch im Kreis der Fachberater besprochen. Für eine reibungslose Übergabe der Geschäfte wäre es äußerst wünschenswert, wenn sich zeitnah eine Kollegin oder ein Kollege für die Fortführung dieser äußerst interessanten und vielgestaltigen Tätigkeit bereit erklären würde.


12. Fachberaterausstattung – AutiSta-Anleitungen, ElBiB usw.

Die aktiven Fachberaterinnen und Fachberater erhalten künftig die AutiSta-Anleitungen im Jahresabonnement (23 Personen). Der Schriftführer erstellt hierfür eine Liste für den Verlag für Standesamtswesen. 

Zudem erhalten die Fachberaterinnen und Fachberater erhalten in Bad Salzschlirf, soweit in einer bereits durchgeführten Umfrage bestellt, auch die ElBiB als CD-ROM von Klaus Holub. Da Klaus Holub mehr CDs vom Verlag für Standesamtswesen erhalten hat, besteht auch die Möglichkeit, für die, die keine CD bestellt haben, auch noch eine zu erhalten. Auch die Fachberateranwärterinnen und –anwärter können berücksichtigt werden.

Während der Arbeitstagung sind die wiederrum hochwertig erstellten Seminarprogramme der beiden Akademien zu verteilen. Es stehen 200 blaue Exemplare für die Akademie für Personenstandswesen sowie rund 100 rote Broschüren für die Akademie für Staatsangehörigkeitsrecht und Meldewesen zur Verfügung. Jeder Fachberater erhält für die Dienstbesprechungen 8 blaue und 4 rote Exemplare. Die Fachberaterinnen und Fachberater werden gebeten, darauf zu achten, dass die Seminarprogramme bei den Schulungen und auch sonst an Interessierte weitergegeben werden.Die Seminarprogramme werden auch über einen Link auf der Homepage des bayerischen Fachverbandes erreichbar sein.

Klaus Holub stellt vier Kartons, Markus Hobmaier 6 Kartons, Aufgabenbroschüren zur Verfügung, die die Fachberaterinnen und Fachberater bei den Dienstbesprechungen verteilen sollen. 


13. Versand der „weiß-blauen Broschüre“ für die Fachtagung und Jahresversammlung vom 06.05. – 10.05.2017 in Ingolstadt

Die Vortragsbroschüren von der Fachtagung in Ingolstadt werden nach Rücksprache mit dem dafür zuständigen Spediteur am Montag geliefert. Sie werden am Dienstag in einer konzertierten Aktion abends von den Fachberaterinnen und Fachberater in die vorbereiteten Umschläge verpackt und anschließend an die jeweiligen Absender versandt. Die Fachberaterinnen und Fachberater erhalten jeweils 6 Exemplare.


14. Deutscher Standesbeamtentag in Warnemünde vom 09. – 11. November 2017

An der Tagung nehmen Klaus Holub, Sonja Bodensteiner, Wolfgang Lebe, Mathias Müller, Wolfgang Streidl und Karl Krömer teil.

Beim übernächsten Standesbeamtentag wird im Jahr 2020 voraussichtlich in Leipzig das 100-jährige Bestehen des Bundesverbandes gefeiert werden.


15. Fachberatertreffen in Nürnberg im Jahr 2018

Als Termin wird der 24.01.2018 festgelegt. Das gewünschte Sitzungszimmer für die Vorstandssitzung konnte für Mittwoch, 24.01.2018, reserviert werden. Sollte sich bis dahin bereits abzeichnen, wer die Nachfolge von Klaus Holub als 1. Vorsitzenden übernehmen würde, so soll auch diese(r) potentielle Nachfolger(in) bereits für den Vortag eingeladen werden.


16. Fachberaterseminar in Bad Salzschlirf vom 14.05. – 18.05.2018

An der Tagung nehmen voraussichtlich Wolfgang Streidl, Mathias Müller, Andreas Rösel, Sonja Bodensteiner, Silvia Hetzer, Wolfgang Lebe und Manfred Balanowski teil.

Für den Fall, dass die Dienstherren der vorgenannten Fachberaterinnen und Fachberater die Reise- Seminar- und Unterbringungskosten nicht übernehmen werden, übernimmt der Fachverband die anfallenden Kosten. Die Fachberaterinnen und Fachberater werden gebeten, sich diesbezüglich bei ihren Dienstherren zu erkundigen.


17. Arbeitstagung der Fachberater in Bad Salzschlirf im Jahr 2018

Die Arbeitstagung findet in der Zeit vom08. – 12. Oktober 2018statt. Anreisetag ist am Sonntag, 07. Oktober 2018 (siehe auch Seminarführer AfP 2018).


18. 18. Kongress des EVS von 07. / 08. Juni 2018 in Iaşi, Rumänien

Der Kongress des EVS wird am 07. und 08. Juni 2018 in Rumänien stattfinden.Die Anreise wird wohl am 06.06.2018 erfolgen. Die Abreise ist am 09. Juni 2018.


19. Schlusswort

Klaus Holub dankt für die rege und diskussionsfreudige Mitarbeit während der Woche und wünscht eine gute Heimfahrt.


München/Regensburg, den 26. November2017
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